
Budget für Arbeit
nach § 61 SGB IX

- M E R K B L A T T -

Der Kommunale Sozialverband Sachsen (KSV Sachsen) ist im Freistaat Sachsen der zustän-
dige Kostenträger für Leistungen zur Beschäftigung im Rahmen der Eingliederungshilfe nach 
§ 140 SGB XII in Verbindung mit § 61 SGB IX.

Mit diesem Merkblatt möchte der KSV Sachsen interessierten Arbeitgebern und Menschen mit 
Behinderung Informationen geben, wie eine Umsetzung der Regelungen des § 61 SGB IX in 
Sachsen erfolgen soll.

Gliederung:

I. Gesetzliche Grundlagen
II. Leistungsrechtliche Voraussetzungen des Menschen mit Behinderung
III. Anforderungen an den Arbeitgeber
IV. Auswirkungen für den Menschen mit Behinderung
V. Leistungen des KSV Sachsen bei Erfüllung der sozialhilferechtlichen Voraussetzungen
Anlage: Auszüge aus einschlägigen Gesetzen mit Stand 01.01.2018

I. Gesetzliche Grundlagen (in der am 01.01.2018 geltenden Fassung)

Viertes Buch Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung (SGB 
IV)

Fünftes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Krankenversicherung (SGB V)

Sechstes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Rentenversicherung (SGB VI)

Siebtes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Unfallversicherung (SGB VII)

Neuntes Buch Sozialgesetzbuch - Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderun-
gen (SGB IX)

Elftes Buch Sozialgesetzbuch - Soziale Pflegeversicherung (SGB XI)

Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch - Sozialhilfe (SGB XII)

Eingliederungshilfeverordnung (EGH-VO)
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II. Leistungsrechtliche Voraussetzungen des Menschen mit Behinderung

Sie müssen eine wesentliche Einschränkung Ihrer Fähigkeit der Teilhabe an der Gesell-
schaft durch eine Behinderung im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX oder eine drohende 
Behinderung (§ 53 Abs. 1 in Verbindung mit § 140 SGB XII) haben.

Ihre körperliche, seelische oder geistige Behinderung muss wesentlich im Sinne der Ein-
gliederungshilfeverordnung sein (§§ 1-3 EGH-VO).

Wegen Art oder Schwere der Behinderung darf

eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt einschließlich einer Beschäfti-
gung in einem Inklusionsbetrieb oder

eine Berufsvorbereitung, eine individuelle betriebliche Qualifizierung im Rahmen Un-
terstützter Beschäftigung, eine berufliche Anpassung und Weiterbildung oder eine be-
rufliche Ausbildung 

nicht, noch nicht oder noch nicht wieder in Betracht kommen (§§ 61 Abs. 1, 58 Abs. 1 Satz 
1 SGB IX).

Sie können wenigstens ein Mindestmaß an wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung er-
bringen (§§ 61 Abs. 1, 58 Abs. 1 Satz 1 SGB IX).

Sie müssen eine berufliche Bildung/Ausbildung bekommen haben; z. B. im Berufsbildungs-
bereich in einer Werkstatt für behinderte Menschen. Oder für die in Aussicht stehende
Beschäftigung haben Sie die erforderliche Leistungsfähigkeit durch eine Beschäftigung auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt bereits erworben (§§ 61 Abs. 1, 58 Abs. 1 Satz 2 SGB IX).

Sie haben die Regelaltersgrenze nach § 35 oder § 235 Abs. 2 SGB VI noch nicht erreicht
(§§ 61 Abs. 1, 58 Abs. 1 Satz 3 SGB IX).

Sie haben keine vorrangigen Ansprüche gegen andere Leistungsträger, wie bspw. Berufs-
genossenschaft (Arbeitsunfall), Jugendhilfe, Kriegsopferfürsorge, Beihilfestellen, Haft-
pflichtversicherung (Unfallschäden). Bitte wenden Sie sich in solch einem Fall wegen des 
Budgets für Arbeit an einen dieser Leistungsträger.

Nachdem der KSV Sachsen das Budget für Arbeit bewilligt oder die Bewilligung zugesi-
chert hat, muss der Arbeitsvertrag mit dem Arbeitgeber unterzeichnet werden und damit 
das Arbeitsverhältnis beginnen.

III. Anforderungen an den Arbeitgeber

Sie bieten dem Menschen mit Behinderung einen Arbeitsvertrag an. Der Arbeitsvertrag 
darf nicht vor der Bewilligung des Budgets für Arbeit oder der Zusicherung der Bewilligung 
durch den KSV Sachsen abgeschlossen worden sein (§ 61 Abs. 1 SGB IX).

Sie bieten eine tarifvertragliche oder, wenn keine tarifvertragliche Bindung besteht, eine 
ortsübliche Entlohnung an (§ 61 Abs. 1 SGB IX). Die Regelungen des Mindestlohngeset-
zes sind zu beachten!

Das Arbeitsverhältnis muss sozialversicherungspflichtig sein, das heißt, das monatliche 
Arbeitsentgelt muss über 450 EUR liegen .

Nach Bewilligung oder Zusicherung des Budgets für Arbeit durch KSV Sachsen kann der 
Arbeitsvertrag unterzeichnet werden und das Arbeitsverhältnis beginnen.
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IV. Auswirkungen für den Menschen mit Behinderung

Sie erwartet ein deutlich höherer Verdienst als in einer Werkstatt für behinderte Menschen; 
als Untergrenze gilt der gesetzliche Mindestlohn.

Sie sind sozialversicherungspflichtig in der

o gesetzlichen Krankenversicherung nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V,

o gesetzlichen Rentenversicherung nach § 1 Nr. 1 SGB VI,

o gesetzlichen Unfallversicherung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII und in der

o sozialen Pflegeversicherung nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 SGB XI

Anders als in der Werkstatt für behinderte Menschen zahlen Sie die Hälfte der Beiträge zur 
Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung selbst. Diese Beiträge muss Ihr Arbeitgeber 
von Ihrem Lohn einbehalten und zusammen mit dem Arbeitgeberanteil an die Beitragsein-
zugsstelle Ihrer Krankenkasse abführen.

Sie sind nach § 28 Abs. 1 Nr. 2 SGB III nicht in der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung
versichert. Verlieren Sie den Arbeitsplatz, können Sie jedoch in eine Werkstatt für behin-
derte Menschen zurückkehren, wenn kein neuer Arbeitsplatz bei einem anderen Arbeitge-
ber gefunden werden kann.

Der KSV Sachsen zahlt während des Budgets für Arbeit keine Rentenbeiträge mehr für 
Sie. Sie erwerben jedoch neue Rentenanwartschaften aus Ihrem Arbeitsverhältnis. Die 
Höhe der Rentenanwartschaften richtet sich nach dem tatsächlichen Bruttoarbeitsentgelt.
Anders als bei der Beschäftigung in einer Werkstatt für behinderte Menschen erwerben 
Sie keine pauschalen Rentenanwartschaften auf Grundlage von 80 Prozent des Durch-
schnittsverdienstes aller Rentenversicherten mehr.

Zu Frage, ob der Rentenversicherungsträger Ihre Erwerbsminderungsrente weiterzahlt, ob 
die bei Ihnen festgestellte Erwerbsminderung entfällt und wie sich das Arbeitseinkommen 
auf die Rentenhöhe auswirkt, nehmen Sie bitte unbedingt die Beratung bei Ihrem zu-
ständigen Rententräger in Anspruch!

V. Leistungen des KSV Sachsen bei Erfüllung der sozialhilferechtlichen Voraussetzun-
gen

Der KSV Sachsen zahlt einen Lohnkostenzuschuss an den Arbeitgeber zum Ausgleich der 
Minderleistung; max. 75 Prozent des regelmäßig gezahlten Arbeitnehmerbrutto

o gesetzliche Obergrenze für den Lohnkostenzuschuss: 40 Prozent der Bezugs-
größe nach § 18 Abs. 1 SGB IV (im Jahr 2018 max. Zuschuss 1.218 EUR mtl.)

o bei Teilzeitbeschäftigung nur anteilige Berücksichtigung der Bezugsgröße

Der KSV Sachsen stellt die erforderliche Anleitung und Begleitung am Arbeitsplatz zur 
Verfügung oder finanziert einen Arbeitsassistenten.

Die Höhe des zuschussfähigen Lohns, die Dauer der Zahlung des Lohnkostenzuschusses 
sowie Umfang und Dauer der Anleitung und Begleitung sind abhängig vom individuellen
Bedarf und der Leistungsfähigkeit des Menschen mit Behinderung.

Der KSV Sachsen teilt Ihnen die Art und Höhe der Leistungen in einem Bescheid mit.



Anlage Auszüge aus einschlägigen Gesetzen, Rechtsstand 01.01.2018

Sozialgesetzbuch (SGB) Viertes Buch (IV) - Gemeinsame Vorschriften für die Sozial-
versicherung - (Artikel I des Gesetzes vom 23. Dezember 1976, BGBl. I S. 3845)

§ 18 Bezugsgröße

(1) Bezugsgröße im Sinne der Vorschriften für die Sozialversicherung ist, soweit in den be-
sonderen Vorschriften für die einzelnen Versicherungszweige nichts Abweichendes bestimmt 
ist, das Durchschnittsentgelt der gesetzlichen Rentenversicherung im vorvergangenen Ka-
lenderjahr, aufgerundet auf den nächsthöheren, durch 420 teilbaren Betrag.

Sozialgesetzbuch (SGB) Fünftes Buch (V) - Gesetzliche Krankenversicherung - (Artikel 
1 des Gesetzes v. 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477)

§ 5 Versicherungspflicht

(1) Versicherungspflichtig sind 

1. Arbeiter, Angestellte und zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte, die gegen Arbeitsentgelt 
beschäftigt sind,

Sozialgesetzbuch (SGB) Sechstes Buch (VI) - Gesetzliche Rentenversicherung - (Arti-
kel 1 des Gesetzes v. 18. Dezember 1989, BGBl. I S. 2261, 1990 I S. 1337)

§ 1 Beschäftigte

Versicherungspflichtig sind 

1. Personen, die gegen Arbeitsentgelt oder zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind; wäh-
rend des Bezuges von Kurzarbeitergeld nach dem Dritten Buch besteht die Versicherungs-
pflicht fort,

§ 35 Regelaltersrente

Versicherte haben Anspruch auf Regelaltersrente, wenn sie 
1.

die Regelaltersgrenze erreicht und
2.

die allgemeine Wartezeit erfüllt
haben. Die Regelaltersgrenze wird mit Vollendung des 67. Lebensjahres erreicht.
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§ 235 Regelaltersrente

(1) Versicherte, die vor dem 1. Januar 1964 geboren sind, haben Anspruch auf Regelalters-
rente, wenn sie  
1. die Regelaltersgrenze erreicht und 
2. die allgemeine Wartezeit erfüllt 
haben. Die Regelaltersgrenze wird frühestens mit Vollendung des 65. Lebensjahres erreicht. 
 
(2) Versicherte, die vor dem 1. Januar 1947 geboren sind, erreichen die Regelaltersgrenze 
mit Vollendung des 65. Lebensjahres. Für Versicherte, die nach dem 31. Dezember 1946 ge-
boren sind, wird die Regelaltersgrenze wie folgt angehoben:  

Versicherte 
Geburtsjahr 

Anhebung 
um Monate 

auf Alter 
Jahr Monat 

1947 1 65 1 
1948 2 65 2 
1949 3 65 3 
1950 4 65 4 
1951 5 65 5 
1952 6 65 6 
1953 7 65 7 
1954 8 65 8 
1955 9 65 9 
1956 10 65 10 
1957 11 65 11 
1958 12 66 0 
1959 14 66 2 
1960 16 66 4 
1961 18 66 6 
1962 20 66 8 
1963 22 66 10. 
 
Für Versicherte, die  
1. vor dem 1. Januar 1955 geboren sind und vor dem 1. Januar 2007 Altersteilzeitarbeit im 
Sinne der §§ 2 und 3 Abs. 1 Nr. 1 des Altersteilzeitgesetzes vereinbart haben oder 
 
2. Anpassungsgeld für entlassene Arbeitnehmer des Bergbaus bezogen haben, 
wird die Regelaltersgrenze nicht angehoben. 
 
 

Siebtes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Unfallversicherung - (Artikel 1 des Ge-
setzes vom 7. August 1996, BGBl. I S. 1254) 

§ 2 Versicherung kraft Gesetzes 

(1) Kraft Gesetzes sind versichert  

1. Beschäftigte, 
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Sozialgesetzbuch Neuntes Buch - Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Be-
hinderungen - (Neuntes Buch Sozialgesetzbuch - SGB IX) 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

(1) Menschen mit Behinderungen sind Menschen, die körperliche, seelische, geistige oder 
Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbe-
dingten Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahr-
scheinlichkeit länger als sechs Monate hindern können. Eine Beeinträchtigung nach Satz 1 
liegt vor, wenn der Körper- und Gesundheitszustand von dem für das Lebensalter typischen 
Zustand abweicht. Menschen sind von Behinderung bedroht, wenn eine Beeinträchtigung 
nach Satz 1 zu erwarten ist. 

(2) Menschen sind im Sinne des Teils 3 schwerbehindert, wenn bei ihnen ein Grad der Behin-
derung von wenigstens 50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder 
ihre Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz im Sinne des § 156 rechtmäßig im Geltungsbereich 
dieses Gesetzbuches haben. 

(3) Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt werden sollen Menschen mit Behinderungen 
mit einem Grad der Behinderung von weniger als 50, aber wenigstens 30, bei denen die übri-
gen Voraussetzungen des Absatzes 2 vorliegen, wenn sie infolge ihrer Behinderung ohne die 
Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz im Sinne des § 156 nicht erlangen oder nicht 
behalten können (gleichgestellte behinderte Menschen). 

§ 58 Leistungen im Arbeitsbereich 

(1) Leistungen im Arbeitsbereich einer anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen erhal-
ten Menschen mit Behinderungen, bei denen wegen Art oder Schwere der Behinderung 

1. eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt einschließlich einer Beschäftigung in 
einem Inklusionsbetrieb (§ 215) oder 

2. eine Berufsvorbereitung, eine individuelle betriebliche Qualifizierung im Rahmen Unterstütz-
ter Beschäftigung, eine berufliche Anpassung und Weiterbildung oder eine berufliche Ausbil-
dung (§ 49 Absatz 3 Nummer 2 bis 6) 

nicht, noch nicht oder noch nicht wieder in Betracht kommt und die in der Lage sind, wenigs-
tens ein Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung zu erbringen. Leistungen im 
Arbeitsbereich werden im Anschluss an Leistungen im Berufsbildungsbereich (§ 57) oder an 
entsprechende Leistungen bei einem anderen Leistungsanbieter (§ 60) erbracht; hiervon kann 
abgewichen werden, wenn der Mensch mit Behinderungen bereits über die für die in Aussicht 
genommene Beschäftigung erforderliche Leistungsfähigkeit verfügt, die er durch eine Beschäf-
tigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erworben hat. Die Leistungen sollen in der Regel 
längstens bis zum Ablauf des Monats erbracht werden, in dem das für die Regelaltersrente im 
Sinne des Sechsten Buches erforderliche Lebensalter erreicht wird. 

(2) Die Leistungen im Arbeitsbereich sind gerichtet auf 

1. die Aufnahme, Ausübung und Sicherung einer der Eignung und Neigung des Menschen mit 
Behinderungen entsprechenden Beschäftigung, 

2. die Teilnahme an arbeitsbegleitenden Maßnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der im 
Berufsbildungsbereich erworbenen Leistungsfähigkeit und zur Weiterentwicklung der Persön-
lichkeit sowie 

3. die Förderung des Übergangs geeigneter Menschen mit Behinderungen auf den allgemei-
nen Arbeitsmarkt durch geeignete Maßnahmen. 

(3) Die Werkstätten erhalten für die Leistungen nach Absatz 2 vom zuständigen Rehabilitati-
onsträger angemessene Vergütungen, die den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsam-
keit und Leistungsfähigkeit entsprechen. Die Vergütungen berücksichtigen 
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1. alle für die Erfüllung der Aufgaben und der fachlichen Anforderungen der Werkstatt notwen-
digen Kosten sowie 

2. die mit der wirtschaftlichen Betätigung der Werkstatt in Zusammenhang stehenden Kosten, 
soweit diese unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse in der Werkstatt und der 
dort beschäftigten Menschen mit Behinderungen nach Art und Umfang über die in einem Wirt-
schaftsunternehmen üblicherweise entstehenden Kosten hinausgehen. 

Können die Kosten der Werkstatt nach Satz 2 Nummer 2 im Einzelfall nicht ermittelt werden, 
kann eine Vergütungspauschale für diese werkstattspezifischen Kosten der wirtschaftlichen 
Betätigung der Werkstatt vereinbart werden. 

(4) Bei der Ermittlung des Arbeitsergebnisses der Werkstatt nach § 12 Absatz 4 der Werkstät-
tenverordnung werden die Auswirkungen der Vergütungen auf die Höhe des Arbeitsergebnis-
ses dargestellt. Dabei wird getrennt ausgewiesen, ob sich durch die Vergütung Verluste oder 
Gewinne ergeben. Das Arbeitsergebnis der Werkstatt darf nicht zur Minderung der Vergütun-
gen nach Absatz 3 verwendet werden. 

§ 61 Budget für Arbeit 

(1) Menschen mit Behinderungen, die Anspruch auf Leistungen nach § 58 haben und denen 
von einem privaten oder öffentlichen Arbeitgeber ein sozialversicherungspflichtiges Arbeits-
verhältnis mit einer tarifvertraglichen oder ortsüblichen Entlohnung angeboten wird, erhalten 
mit Abschluss dieses Arbeitsvertrages als Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben ein Budget 
für Arbeit. 

(2) Das Budget für Arbeit umfasst einen Lohnkostenzuschuss an den Arbeitgeber zum Aus-
gleich der Leistungsminderung des Beschäftigten und die Aufwendungen für die wegen der 
Behinderung erforderliche Anleitung und Begleitung am Arbeitsplatz. Der Lohnkostenzu-
schuss beträgt bis zu 75 Prozent des vom Arbeitgeber regelmäßig gezahlten Arbeitsentgelts, 
höchstens jedoch 40 Prozent der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 Absatz 1 des Vierten 
Buches. Dauer und Umfang der Leistungen bestimmen sich nach den Umständen des Einzel-
falles. Durch Landesrecht kann von dem Prozentsatz der Bezugsgröße nach Satz 2 zweiter 
Halbsatz nach oben abgewichen werden. 

(3) Ein Lohnkostenzuschuss ist ausgeschlossen, wenn zu vermuten ist, dass der Arbeitgeber 
die Beendigung eines anderen Beschäftigungsverhältnisses veranlasst hat, um durch die er-
satzweise Einstellung eines Menschen mit Behinderungen den Lohnkostenzuschuss zu erhal-
ten. 

(4) Die am Arbeitsplatz wegen der Behinderung erforderliche Anleitung und Begleitung kann 
von mehreren Leistungsberechtigten gemeinsam in Anspruch genommen werden. 

(5) Eine Verpflichtung des Leistungsträgers, Leistungen zur Beschäftigung bei privaten oder 
öffentlichen Arbeitgebern zu ermöglichen, besteht nicht. 

 

Sozialgesetzbuch (SGB) - Elftes Buch (XI) - Soziale Pflegeversicherung (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014) 

 

§ 20 Versicherungspflicht in der sozialen Pflegeversicherung für Mitglieder der gesetz-
lichen Krankenversicherung 

(1) Versicherungspflichtig in der sozialen Pflegeversicherung sind die versicherungspflichtigen 
Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung. Dies sind: 
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1. Arbeiter, Angestellte und zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte, die gegen Arbeitsentgelt 
beschäftigt sind; für die Zeit des Bezugs von Kurzarbeitergeld nach dem Dritten Buch bleibt 
die Versicherungspflicht unberührt, 
 

 
 
 

Sozialgesetzbuch (SGB) Zwölftes Buch (XII) - Sozialhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 
27. Dezember 2003, BGBl. I S. 3022) 

§ 53 Leistungsberechtigte und Aufgabe 

(1) Personen, die durch eine Behinderung im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten Buches 
wesentlich in ihrer Fähigkeit, an der Gesellschaft teilzuhaben, eingeschränkt oder von einer 
solchen wesentlichen Behinderung bedroht sind, erhalten Leistungen der Eingliederungshilfe, 
wenn und solange nach der Besonderheit des Einzelfalles, insbesondere nach Art oder 
Schwere der Behinderung, Aussicht besteht, dass die Aufgabe der Eingliederungshilfe erfüllt 
werden kann. Personen mit einer anderen körperlichen, geistigen oder seelischen Behinde-
rung können Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten. 

(2) Von einer Behinderung bedroht sind Personen, bei denen der Eintritt der Behinderung nach 
fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. Dies gilt für Personen, für 
die vorbeugende Gesundheitshilfe und Hilfe bei Krankheit nach den §§ 47 und 48 erforderlich 
ist, nur, wenn auch bei Durchführung dieser Leistungen eine Behinderung einzutreten droht. 

(3) Besondere Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, eine drohende Behinderung zu verhüten 
oder eine Behinderung oder deren Folgen zu beseitigen oder zu mildern und die behinderten 
Menschen in die Gesellschaft einzugliedern. Hierzu gehört insbesondere, den behinderten 
Menschen die Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu ermöglichen oder zu erleichtern, 
ihnen die Ausübung eines angemessenen Berufs oder einer sonstigen angemessenen Tätig-
keit zu ermöglichen oder sie so weit wie möglich unabhängig von Pflege zu machen. 

(4) Für die Leistungen zur Teilhabe gelten die Vorschriften des Neunten Buches, soweit sich 
aus diesem Buch und den auf Grund dieses Buches erlassenen Rechtsverordnungen nichts 
Abweichendes ergibt. Die Zuständigkeit und die Voraussetzungen für die Leistungen zur Teil-
habe richten sich nach diesem Buch. 

§ 60 Verordnungsermächtigung 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Best-
immungen über die Abgrenzung des leistungsberechtigten Personenkreises der behinderten 
Menschen, über Art und Umfang der Leistungen der Eingliederungshilfe sowie über das Zu-
sammenwirken mit anderen Stellen, die den Leistungen der Eingliederungshilfe entspre-
chende Leistungen durchführen, erlassen. 

§ 140 Teilhabe am Arbeitsleben 

(1) Leistungen zur Beschäftigung erhalten Personen nach § 53, die die Voraussetzungen nach 
§ 58 Absatz 1 Satz 1 des Neunten Buches erfüllen. 

(2) Leistungen zur Beschäftigung umfassen 

1. Leistungen im Arbeitsbereich anerkannter Werkstätten für behinderte Menschen nach den 
§§ 58 und 62 des Neunten Buches, 

2. Leistungen bei anderen Leistungsanbietern nach den §§ 60 und 62 des Neunten Buches 
sowie 
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3. Leistungen bei privaten und öffentlichen Arbeitgebern nach § 61 des Neunten Buches.

(3) Leistungen nach Absatz 2 umfassen auch Gegenstände und Hilfsmittel, die wegen der ge-
sundheitlichen Beeinträchtigung zur Aufnahme oder Fortsetzung der Beschäftigung erforder-
lich sind. Voraussetzung für eine Hilfsmittelversorgung ist, dass der Leistungsberechtigte das 
Hilfsmittel bedienen kann. Die Versorgung mit Hilfsmitteln schließt eine notwendige Unterwei-
sung im Gebrauch und eine notwendige Instandhaltung oder Änderung ein. Die Ersatzbe-
schaffung des Hilfsmittels erfolgt, wenn sie infolge der körperlichen Entwicklung der Leistungs-
berechtigten notwendig ist oder das Hilfsmittel aus anderen Gründen ungeeignet oder un-
brauchbar geworden ist. 

(4) Zu den Leistungen nach Absatz 2 Nummer 1 und 2 gehört auch das Arbeitsförderungsgeld 
nach § 59 des Neunten Buches. 

 

Verordnung nach § 60 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
(Eingliederungshilfe-Verordnung) 

 

§ 1 Körperlich wesentlich behinderte Menschen 

Durch körperliche Gebrechen wesentlich in ihrer Teilhabefähigkeit eingeschränkt im Sinne des 
§ 53 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch sind  

1. Personen, deren Bewegungsfähigkeit durch eine Beeinträchtigung des Stütz- oder Bewe-
gungssystems in erheblichem Umfange eingeschränkt ist, 

2. Personen mit erheblichen Spaltbildungen des Gesichts oder des Rumpfes oder mit absto-
ßend wirkenden Entstellungen vor allem des Gesichts, 

3. Personen, deren körperliches Leistungsvermögen infolge Erkrankung, Schädigung oder 
Fehlfunktion eines inneren Organs oder der Haut in erheblichem Umfange eingeschränkt ist, 

4. Blinden oder solchen Sehbehinderten, bei denen mit Gläserkorrektion ohne besondere op-
tische Hilfsmittel 

a) auf dem besseren Auge oder beidäugig im Nahbereich bei einem Abstand von min-
destens 30 cm oder im Fernbereich eine Sehschärfe von nicht mehr als 0,3 besteht 

oder 

b) durch Buchstabe a nicht erfaßte Störungen der Sehfunktion von entsprechendem 
Schweregrad vorliegen, 

5. Personen, die gehörlos sind oder denen eine sprachliche Verständigung über das Gehör 
nur mit Hörhilfen möglich ist, 

6. Personen, die nicht sprechen können, Seelentauben und Hörstummen, Personen mit er-
heblichen Stimmstörungen sowie Personen, die stark stammeln, stark stottern oder deren 
Sprache stark unartikuliert ist. 

§ 2 Geistig wesentlich behinderte Menschen 

Geistig wesentlich behindert im Sinne des § 53 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch sind Personen, die infolge einer Schwäche ihrer geistigen Kräfte in erheblichem Um-
fange in ihrer Fähigkeit zur Teilhabe am Leben in der Gesellschaft eingeschränkt sind. 

§ 3 Seelisch wesentlich behinderte Menschen 

Seelische Störungen, die eine wesentliche Einschränkung der Teilhabefähigkeit im Sinne des 
§ 53 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch zur Folge haben können, sind  
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1. körperlich nicht begründbare Psychosen,

2. seelische Störungen als Folge von Krankheiten oder Verletzungen des Gehirns, von An-
fallsleiden oder von anderen Krankheiten oder körperlichen Beeinträchtigungen, 

3. Suchtkrankheiten, 

4. Neurosen und Persönlichkeitsstörungen. 

 

§ 17 Eingliederung in das Arbeitsleben 

(1) Zu der Hilfe im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in 
Verbindung mit den §§ 33 und 41 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sowie der Hilfe im 
Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch gehören auch die 
Hilfe zur Beschaffung von Gegenständen sowie andere Leistungen, wenn sie wegen der Be-
hinderung zur Aufnahme oder Fortsetzung einer angemessenen Beschäftigung im Arbeitsle-
ben erforderlich sind; für die Hilfe zur Beschaffung eines Kraftfahrzeuges ist § 8, für die Hilfe 
zur Beschaffung von Gegenständen, die zugleich Gegenstände im Sinne des § 9 Abs. 2 Nr. 
12 sind, ist § 9 maßgebend. Die Hilfe nach Satz 1 kann auch als Darlehen gewährt werden. 

(2) Hilfe in einer sonstigen Beschäftigungsstätte nach § 56 des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch können behinderte Menschen erhalten, die mindestens die Voraussetzungen zur Auf-
nahme in einer Werkstatt für behinderte Menschen (§ 137 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch) erfüllen. 

 


